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►AKTUELL: SCHNELLERE RESTSCHULDBEFREIUNG FÜR NATÜRLICHE PERSONEN AB MITTE 2014 

Der Bundestag hat am 16.05.2013 das Gesetz zur 
Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens 
und zur Stärkung der Gläubigerrechte verabschie-
det. Es gilt für ab dem 01.07.2014 beantragte Insol-
venzverfahren natürlicher Personen. 
Dann ist eine Restschuldbefreiung bereits nach drei 
anstelle von derzeit sechs Jahren erreichbar. Voraus-
setzung ist, dass der Schuldner in dieser Zeit min-
destens 35 % der Schulden sowie die Verfahrenskos-
ten begleichen kann. Nach fünf anstelle von sechs 
Jahren ist eine Restschuldbefreiung möglich, wenn 
zumindest die Verfahrenskosten beglichen werden 
können. Außerdem wird – wie bei Unternehmensin-
solvenzen – das Insolvenzplanverfahren möglich. 
Die (m. E. sehr moderate) Stärkung der Gläubiger-
rechte erfolgt insbesondere dadurch, dass Gründe 
zur Versagung der Restschuldbefreiung nicht erst im 
Schlusstermin geltend gemacht werden können, 
sondern bereits früher und dass die Erwerbsoblie-

genheit verbreitert wird. Schließlich dürfen Insol-
venzverwalter nun auch bei Privatinsolvenzen die 
Anfechtungsrechte ausüben. Damit werden Webfeh-
ler der bisherigen Regelungen beseitigt. 
Positiv ist, dass der Markt für die Nutzung interna-
tionaler Unterschiede im Insolvenzrecht weniger 
relevant wird. Bei Personen mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, die nach England oder in den 
grenznahen Raum Frankreichs ziehen, fragt man sich 
heute nach der Signalwirkung. Solche Manöver und 
ihre Transaktionskosten dürften künftig seltener 
werden. International sind dann primär die – in ihrer 
Motivationswirkung eher unklaren – Hürden unter-
schiedlich. Wenn die Privatinsolvenz weniger 
schmerzt, heißt dies allerdings für Gläubiger, dass 
mehr in die Bonitätsprüfung und in die Sicherung 
von Zahlungen investiert werden muss. Die damit 
verbundenen Transaktionskosten sind erheblich und 
belasten letztlich jeden redlichen Schuldner. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JUNI UND JULI 2013 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.06.2013 10.07.2013 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2013 – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2013 – 

Umsatzsteuer2 10.06.2013 10.07.2013 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.06.2013 15.07.2013 

Gewerbesteuer – – 

Grundsteuer – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – – 

Sozialversicherung4 26.06.2013 29.07.2013 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►ARBEITGEBER / ARBEITNEHMER 

Außerordentliche Kündigung bei Arbeitszeitbe-
trug 
Verstößt der Arbeitnehmer gegen die Verpflichtung 
zur korrekten Dokumentation seiner Arbeitszeit, ist 
dies an sich geeignet, einen wichtigen Grund zur 
außerordentlichen Kündigung darzustellen. So ent-
schied das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz im 
Fall einer Museumsmitarbeiterin, deren handschrift-
liche Arbeitszeitaufzeichnungen falsche Angaben 
über insgesamt 12,5 tatsächlich nicht geleistete Ar-
beitsstunden enthielten. 
Überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern das 
Erfassen der Arbeitszeiten in eigener Zuständigkeit, 
ist das mit einem Vertrauensvorschuss verbunden. 
Das korrekte, zeitnahe Eintragen der Zeiten gehört 
zu den arbeitsvertraglichen Pflichten des Arbeit-
nehmers. Den Arbeitnehmern muss klar sein, dass 
eine Hinnahme falscher Eintragungen durch den 
Arbeitgeber ausgeschlossen ist, eine Abmahnung als 
milderes Mittel kommt damit nicht in Betracht. 

Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 
Während der Ferien können Schüler unbegrenzt 
Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig 
zu werden. Voraussetzung ist, dass die Beschäfti-
gung im Voraus auf maximal zwei Monate oder 50 
Arbeitstage im Kalenderjahr befristet ist. Pauschal-
beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung fal-
len bei diesen kurzfristigen Beschäftigungen eben-
falls nicht an. 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über 
diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Arbeits-
entgelt von bis zu 450 € im Monat gezahlt, sind die 
Vorschriften für Minijobs anzuwenden. 
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Som-
merferien vom 22.07. bis 30.08.2013 in einer Firma 
und erhält dafür ein Entgelt von 800 €. Es entsteht 
keine Sozialversicherungspflicht, weil er weniger als 
50 Tage arbeitet. Ab 01.10.2013 arbeitet er für monat-
lich 450 €. Ab diesem Tag hat der Arbeitgeber die 
pauschalen Beiträge sowie die Umlagen an die 
Knappschaft Bahn-See zu entrichten. 

Mindestangaben in einem ordnungsgemäßen Fahr-
tenbuch 
Ein Fahrtenbuch ist nur dann ordnungsmäßig, wenn 
die Ausgangs- und Endpunkte der jeweiligen Fahr-
ten sowie die dabei aufgesuchten Geschäftspartner 
eingetragen sind. Diese Mindestangaben können 
nicht durch andere nicht im Fahrtenbuch enthaltene 
Auflistungen ersetzt werden. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden und dazu präzisiert, dass 
· ein Fahrtenbuch zeitnah und in gebundener Form 

geführt werden muss, 

· es nicht ausreicht, wenn die betreffenden Fahrten 
mit „Dienstfahrten“ o. ä. vermerkt werden, wobei 
Listen z. B. des Arbeitgebers solche Eintragungen 
nicht ersetzen können, 

· bei jeder Fahrt Datum und Fahrtziele sowie der 
jeweilige Gesamtkilometerstand und die jeweils 
aufgesuchten Geschäftspartner oder die konkrete 
dienstliche Verrichtung aufgeführt werden, 

· bei einer einheitlichen beruflichen Reise die Ge-
schäftspartner im Fahrtenbuch in der zeitlichen 
Reihenfolge des Aufsuchens notiert werden. 

Im entschiedenen Fall hatte ein Arbeitnehmer zwar 
ein gebundenes Fahrtenbuch geführt, dabei aber le-
diglich „Außendienst“ vermerkt, ohne die aufge-
suchten Personen, Firmen usw. zu notieren. Der 
Hinweis auf den vom Arbeitgeber geführten Ter-
minkalender akzeptierte das Gericht nicht. 
Hinweis: Jeder, der die Fahrtenbuchlösung wählt, 
muss sich darauf einstellen, erheblichen Verwal-
tungsaufwand zu bewältigen. Insbesondere bei Viel-
fahrern ist dies zwar lästig, aber aus steuerlichen 
Gründen unerlässlich, wenn das Dienstfahrzeug nur 
geringfügig zu privaten Zwecken genutzt wird. 

►UNTERNEHMER / BETEILIGUNGEN 

Bewertung ausgegliederter Pensionsverpflichtun-
gen 
Eine GmbH hatte Pensionsverpflichtungen und das 
zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten benötigte Ak-
tivvermögen auf eine neu gegründete GmbH 2 aus-
gegliedert. Der Wert des Aktivvermögens bestand 
aus Rückdeckungsversicherungen, einem Bankde-
pot, Guthaben bei Kreditinstituten u. a. Es hatte ei-
nen Wert von € 75 Mio. Die Pensionsverpflichtungen 
waren zum Stichtag mit ihrem nach steuerlichen 
Vorschriften zu bewertenden Ansatz i. H. v. ca. € 48 
Mio. berücksichtigt. Die GmbH 2 übernahm diese 
Wertansätze. Den Differenzbetrag zwischen dem 
Buchwert des Reinvermögens und dem Nennbetrag 
der Stammeinlage stellte sie mit ca. € 27 Mio. in eine 
Kapitalrücklage ein. Die Wertansätze wurden auch 
in der Schlussbilanz des ersten Geschäftsjahrs beibe-
halten. Demgegenüber vertrat das Finanzamt die 
Auffassung, dass die Kapitalrücklage gewinnerhö-
hend aufzulösen sei. Die übernommenen Pensions-
verpflichtungen müssten zum Übernahmestichtag 
mit dem gemeinen Wert in Höhe des übernomme-
nen Aktivvermögens (€ 75 Mio.) bewertet werden. 
Zum nachfolgenden Bilanzstichtag habe die Bewer-
tung nach den steuerlichen Sondervorschriften (€ 48 
Mio.) zu erfolgen. Daraus ergebe sich ein steuer-
pflichtiger außerordentlicher Ertrag i. H. v. € 27 Mio. 
Der Bundesfinanzhof folgt dieser Sichtweise nicht. 
Die GmbH hat zum Übertragungsstichtag aus ihrem 
Aktivvermögen Einzelwirtschaftsgüter auf die 
GmbH 2 übertragen. Die übertragenen Pensionsver-
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pflichtungen waren als Entgelt anzusehen und in 
diesem Umfang (€ 75 Mio.) auch bei der GmbH 2 zu 
passivieren. Zum nachfolgenden Bilanzstichtag sind 
angeschaffte Pensionsrückstellungen mit ihren fort-
geführten Anschaffungskosten zu bewerten. Dabei 
handelt es sich um die nach versicherungsmathema-
tischen Grundsätzen ermittelten Erfüllungsbeträge. 
Die steuerrechtliche Sonderregelung zur Bewertung 
von Pensionsrückstellungen war aus dem überge-
ordneten Prinzip der bilanziellen Neutralität von 
Anschaffungsvorgängen nicht anzuwenden. Sie hat 
nur insoweit Bedeutung, als künftige Zuführungen 
nach den beschränkten Bewertungsmaßstäben für 
Pensionsrückstellungen zu erfolgen haben. 

Bilanzierung von „angeschafften“ Pensionsrück-
stellungen 
Werden im Rahmen eines Unternehmenskaufs Pen-
sionsverpflichtungen übernommen, sind sie mit den 
Anschaffungskosten zu bewerten. Es handelt sich 
um den nach versicherungsmathematischen Grund-
sätzen ermittelten und abgezinsten Erfüllungsbetrag. 
Auch zu späteren Bilanzierungszeitpunkten kommt 
die sondergesetzlich vorgesehene steuerliche Teil-
wertberechnung nicht in Betracht. Es handelt sich 
dann zwar weiterhin um Pensionsverpflichtungen, 
deren Bewertung richtet sich aber auf Grund ihrer 
„Anschaffung“ nach den allgemeinen Grundsätzen. 
Die steuerrechtliche Sonderbewertung ist nur noch 
für Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen von 
Bedeutung. Diese Zuführungen erhöhen den mit den 
Anschaffungskosten ausgewiesenen Betrag zukünf-
tig nur noch im Umfang der steuerrechtlich be-
schränkten Bewertungsmaßstäbe. Eine kompensato-
rische Nichtberücksichtigung späterer Zuführungen, 
bis der steuerrechtlich zulässige Teilwert die An-
schaffungskosten erreicht, ist unzulässig. 

►GRUNDEIGENTÜMER 

Keine „kalte Räumung“ durch Stromabstellen 
Räumt ein Mieter die Wohnung nach Beendigung 
des Mietverhältnisses nicht, berechtigt dies den 
Vermieter nicht dazu, die Stromversorgung zu kap-
pen. Den Vermieter treffen auch für die Zeit nach 
Ablauf des Mietverhältnisses gewisse Mindestpflich-
ten. Dazu gehört die Bereitstellung des grundlegen-
den Versorgungsstandards. 
In einem vom Amtsgericht München entschiedenen 
Fall schlossen Vermieter und Mieter einen Räu-
mungsvergleich, nach dem der Mieter verpflichtet 
war, die Wohnung bis zu einem festgelegten Zeit-
punkt zu räumen. Als der Mieter dies nicht tat, 
schaltete der Vermieter den Strom ab. Hiergegen 
beantragte der Mieter eine einstweilige Verfügung. 
Nach Ansicht des Gerichts hat der Mieter einen An-
spruch auf Wiederherstellung der Stromversorgung. 

Die Einstellung der Stromversorgung vor der end-
gültigen Räumung der Wohnung ist eine Besitzstö-
rung. Gibt der Mieter das Objekt bei Beendigung des 
Mietverhältnisses nicht heraus, so muss der Vermie-
ter seinen Räumungsanspruch auf rechtsstaatliche 
Weise durchsetzen. Solange hat der Vermieter ge-
wisse Mindestverpflichtungen. Hierzu gehört die 
Pflicht, die nach heutigen Lebensverhältnissen 
grundlegenden Versorgungsstandards wie die 
Stromversorgung für eine angemessene Zeit nach 
Vertragsbeendigung aufrechtzuerhalten. 

Langjähriger Leerstand von Wohnungen: Nach-
weis der Vermietungsabsicht 
Grundsätzlich ist für jedes Vermietungsobjekt ein-
zeln zu prüfen, ob bei der Vermietung einer Immobi-
lie eine Einkünfteerzielungsabsicht besteht. 
Der Bundesfinanzhof hat jetzt in mehreren Urteilen 
klar gestellt, welche Voraussetzungen vorliegen 
müssen, damit auch bei langjährigem Leerstand von 
Wohnimmobilien Aufwendungen als Werbungskos-
ten berücksichtigt werden können: 
· Aufwendungen für eine nach Herstellung, An-

schaffung oder Selbstnutzung leer stehende 
Wohnung können als vorab entstandene Wer-
bungskosten abziehbar sein, wenn der Vermieter 
die Einkünfteerzielungsabsicht hinsichtlich dieses 
Objekts erkennbar aufgenommen und sie später 
nicht aufgegeben hat. 

· Aufwendungen für eine Wohnung, die nach vor-
heriger, auf Dauer angelegter Vermietung leer 
steht, sind während der Zeit des Leerstands als 
Werbungskosten abziehbar, solange der Vermie-
ter den ursprünglichen Entschluss zur Einkünfte-
erzielung im Zusammenhang mit dem Leerstand 
der Wohnung nicht endgültig aufgegeben hat. 

· Sind Vermietungsbemühungen erkennbar nicht 
erfolgreich, muss der Vermieter sein Verhalten 
anpassen, z. B. durch Einschalten eine Maklers, 
Nutzung alternativer Bewerbungsmöglichkeiten, 
Anpassung der Mieten. 

· Für die Ernsthaftigkeit und Nachhaltigkeit von 
Vermietungsbemühungen als Voraussetzung ei-
ner fortbestehenden Einkünfteerzielungsabsicht 
trägt der Vermieter die Feststellungslast. 

Hinweis: Die Vermietungsbemühungen sollten wie 
folgt nachgewiesen werden: 
· Bei schlechtem Zustand sollte die Wohnung re-

noviert werden. 
· Bei möblierten Wohnungen sollten ggf. Möbel 

entfernt und die Wohnungen als unmöbliert an-
geboten werden. 

· Reagiert kein Mieter auf Anzeigen, sollte der Text 
geändert oder direkt ein Immobilienmakler ein-
geschaltet werden. 
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· Die Ablehnung von Mietinteressenten sollte 
nachvollziehbar begründet dokumentiert werden. 

►UMSATZSTEUER 

Ehrenamt: Neuregelungen gelten rückwirkend ab 
dem 01.01.2013 
Einnahmen aus ehrenamtlicher Tätigkeit sind um-
satzsteuerfrei, wenn a) die Tätigkeit für juristische 
Personen des öffentlichen Rechts ausgeübt wird oder 
b) wenn das gezahlte Entgelt (z. B. von einem Ver-
ein) nur in Auslagenersatz und einer angemessenen 
Entschädigung für Zeitversäumnis besteht.  
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hatte 
Anfang 2012 parallel zur Gesetzgebung die Kriterien 
für die Angemessenheit des Entgelts für eine ehren-
amtliche Tätigkeit zu b) ausgelegt. Nach Intervention 
des Deutschen Steuerberaterverbandes hat das Mi-
nisterium das Schreiben überarbeitet: 
· Liegt ein eigennütziges Erwerbsstreben oder eine 

Hauptberuflichkeit vor, kann unabhängig von 
der Höhe der Entschädigung nicht von einer eh-
renamtlichen Tätigkeit ausgegangen werden. 

· Das ist insbesondere der Fall, wenn der Zeitauf-
wand der Tätigkeit auf eine hauptberufliche Teil-
zeit- oder sogar Vollzeitbeschäftigung hindeutet. 
Ein Entgelt, das nicht lediglich im Sinne einer 
Entschädigung für Zeitversäumnis oder eines 
Verdienstausfalls gezahlt wird, sondern sich an 
der Qualifikation des Tätigen orientiert, steht 
dem Begriff der ehrenamtlichen Tätigkeit entge-
gen. 

· In anderen Fällen ist eine Entschädigung von 50 € 
pro Stunde als angemessen anzusehen, wenn die 
Vergütung für die ehrenamtlichen Tätigkeiten 
(oben unter b) den Betrag von 17.500 € im Jahr 
nicht übersteigt. Die Einnahmen aus Tätigkeiten 
für juristische Personen des öffentlichen Rechts 
sind dabei also nicht zu erfassen. 

· Zur Ermittlung der Grenze von 17.500 € ist auf 
die tatsächliche Höhe der Aufwandsentschädi-
gung im Vorjahr sowie auf die voraussichtliche 
Höhe im laufenden Jahr abzustellen. 

· Auslagenersatz, der für die tatsächlich entstan-
denen und nachgewiesenen Aufwendungen der 
Tätigkeit vergütet wird, bleibt bei der Berech-
nung der Betragsgrenzen unberücksichtigt. Als 
Auslagenersatz werden z. B. auch Fahrtkostener-
satz nach den pauschalen Kilometersätzen oder 
Verpflegungsmehraufwendungen anerkannt, so-
fern sie lohnsteuerlich ihrer Höhe nach als Reise-
kosten angesetzt werden könnten. 

· Wird eine monatliche oder jährliche pauschale 
Vergütung unabhängig vom tatsächlichen Zeit-
aufwand gezahlt, sind sämtliche Vergütungen 
umsatzsteuerpflichtig. Dies gilt für eine pauschal 

gezahlte Aufwandsentschädigung nicht, wenn 
der Vertrag, die Satzung oder der Beschluss eines 
laut Satzung hierzu befugten Gremiums zwar ei-
ne Pauschale vorsieht, aber zugleich festgehalten 
ist, dass der ehrenamtlich Tätige durchschnittlich 
eine bestimmte Anzahl an Stunden pro Wo-
che/Monat/Jahr für die fremdnützig bestimmte 
Einrichtung tätig ist und die Betragsgrenzen nicht 
überschritten werden. Der tatsächliche Zeitauf-
wand muss glaubhaft gemacht werden. 

· Aus Vereinfachungsgründen kann die Steuerbe-
freiung ohne Prüfung gewährt werden, wenn der 
Jahresgesamtbetrag der Entschädigungen den 
Freibetrag nach § 3 Nummer 26 Einkommensteu-
ergesetz (sog. Übungsleiterpauschale, z. Z. 2.100 
€) nicht übersteigt. In diesen Fällen müssen nur 
die Tätigkeiten und die Höhe der dabei enthalte-
nen Entschädigungen angegeben werden. 

Personen, die betroffen sind, sollten mit ihrem Steu-
erberater eine Lösung finden. Dies gilt auch für be-
troffene Vereine, die wahrscheinlich nicht in der La-
ge sind, zusätzlich Umsatzsteuer zu zahlen. 

Modifizierte Beleg- und Buchnachweise für inner-
gemeinschaftliche Warenlieferungen ab dem 
01.10.2013 gültig 
Innergemeinschaftliche Warenlieferungen sind um-
satzsteuerfrei, wenn der Unternehmer die erforderli-
chen Beleg- und Buchnachweise erbringt. Zur Be-
kämpfung des Umsatzsteuerbetrugs sollte ursprüng-
lich ab dem 01.01.2012 nur noch die so genannte 
Gelangensbestätigung als Nachweis anerkannt wer-
den. Darin bestätigt der Abnehmer, dass der Gegen-
stand der Lieferung in das übrige Gemeinschaftsge-
biet gelangt ist. Nach erheblichen Protesten der 
Wirtschaft sind die Regeln überarbeitet worden und 
treten nunmehr am 01.10.2013 in Kraft. Für zuvor 
ausgeführte innergemeinschaftliche Lieferungen ge-
langen die vor 2012 gültigen Regelungen zur An-
wendung. Neben der Gelangensbestätigung werden 
zukünftig weitere Nachweise anerkannt: 
· Ein Versendungsbeleg, insbesondere ein handels-

rechtlicher Frachtbrief. 
· Bei Versendung durch den Abnehmer ein Nach-

weis über die Bezahlung vom Bankkonto des Ab-
nehmers zusammen mit einer Bescheinigung des 
Spediteurs, die diverse Angaben erhalten muss 
(Namen, Anschriften, Bezeichnung und Menge 
des Liefergegenstands, Unterschriften). 

· Bei der Lieferung von Fahrzeugen, die durch den 
Abnehmer befördert werden und für die eine Zu-
lassung zum Straßenverkehr erforderlich ist, 
durch einen Nachweis über die Zulassung des 
Fahrzeugs auf den Erwerber im Bestimmungs-
mitgliedstaat der Lieferung. 


